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Information über Beschluss mit Folgekosten

Hinweise: Bitte jedes der unten stehenden Felder befüllen und maximal zwei bis drei Seiten!

Referat:Gleichstellungsstel
le für Frauen

Haupt-/Abteilung(en) 
(Bereich): Gleichstellungsstelle für 
Frauen 

betroffene Referate:

Öffentliche BV: Nicht-Öffentliche BV: Federführung:

Arbeitstitel geplanter Beschluss: Anpassung des Sachhaushalts der Gleichstellungsstelle für Frauen 

1. Aufgabe

1.1 Kurze Beschreibung der Aufgabe:
Aufgabe der Gleichstellungsstelle und der örtlichen Gleichstellungsbeauftragten ist es, auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern in Beruf, Familie und Gesellschaft hinzuwirken 
(Gleichstellungssatzung, § 3, Abs. 1). 

1.2 Aufgabenart

Pflichtaufgabe freiwillige Aufgabe bürgernahe Aufgabe 

Daueraufgabe zeitlich begrenzte Aufgabe 

Kurze Begründung:

1.3 Auslöser des Mehrbedarfs

inhaltlich/ qualitative
Veränderung der Aufgabe neue Aufgabe 

quantitative 
Aufgabenausweitung 

Kurze Erläuterung:

Mit dem Beschluss vom 23.11.2017 der Vollversammlung „Dezentrale Gleichstellungsbeauftragte in 
allen Referaten!“ Vorlagen-Nr.: 14-20 / V 09143 sind zur Aufgabenerfüllung der Gleichstellungsstelle 
örtliche Gleichstellungsbeauftragte in allen Referaten dazu gekommen. Die Stellen der örtlichen 
Gleichstellungsbeauftragten werden im Laufe des Jahres 2019 besetzt. Die Gleichstellungsstelle für 
Frauen übernimmt die Fachaufsicht und Steuerungsfunktion für die örtlichen 
Gleichstellungsbeauftragten, Aufgaben können nach der Gleichstellungssatzung teilweise delegiert 
oder gemeinsam aufgegriffen werden

Mit dem Beschluss vom 23.11.2017 wurden keine Sachmittel beschlossen.

Auf der Grundlage des Beschlusses der Vollversammlung vom 16.03.2016 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20
/ V 03310) unterzeichnete Oberbürgermeister Dieter Reiter am 30.05.2016 die Europäische Charta 
zur Gleichstellung von Frauen und Männern. Die unterzeichnenden Kommunen verpflichten sich, 
innerhalb eines Zeitrahmens von 2 Jahren ab Unterzeichnungsdatum einen eigenen 
Gleichstellungsaktionsplan zu entwickeln und mit der Umsetzung zu beginnen. Am 03.07.2019 wird 
dem Stadtrat in einem gemeinsamen Ausschuss (Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft, Ausschuss für 
Stadtplanung und Bauordnung, Bauausschuss, Bildungsausschuss, Finanzausschuss, 
Gesundheitsausschuss, IT-Ausschuss, Kinder- und Jugendhilfeausschuss, Kommunalausschuss, 
Kreisverwaltungsausschuss, des Kulturausschuss, Sozialausschuss und Verwaltungs- und 
Personalausschuss) der 1. Aktionsplan der Landeshauptstadt München im Rahmen der Europäischen
Charta zur Gleichstellung von Frauen und Männern /2019 – 2021 vorgelegt. Für die Umsetzung des 
Aktionsplans werden zahlreiche Aktivitäten referatsübergreifend, in Zusammenarbeit mit der 
Gleichstellungsstelle für Frauen oder auch in Zusammenarbeit mit Frauenvereinen oder Netzwerken 
angestoßen. 
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Mit dem Beschluss vom 16.03.2016 wurden keine Sachmittel beschlossen.

Mit dem Beschluss Münchner Frauenkonferenz 14 – 20 / V 07655 vom 18.02.2017, nach dem die 
Gleichstellungsstelle für Frauen in regelmäßigen Abständen Frauenkonferenzen durchführt, wurden 
eben sowenig Sachmittel beschlossen. 

Die Gleichstellungsstelle für Frauen schlägt vor, der Gleichstellungsstelle die notwendige 
Sachmittelerweiterung für diese neuen Aufgaben mit einem zentralen, bei der Gleichstellungsstelle 
angesiedelten Budget im Produkt 31111520, zur Verfügung zu stellen. 

Sowohl durch den Aktionsplan zur Europäischen Charta als auch durch die Installierung von örtlichen 
Gleichstellungsbeauftragten in den Referaten sowie der regelmäßigen Durchführung von 
Frauenkonferenzen sind weitere Aktivitäten der Gleichstellungsstelle für Frauen und der Referate zur 
Umsetzung von Gender Mainstreaming dazu gekommen.Der Sachhaushalt der Gleichstellungsstelle 
liegt seit 2017 bei 93.170 €. Die Gleichstellungsstelle beantragt ihren Sachmittelhaushalt ab 2020  um 
30.000 € auf 123.170 € zu erhöhen.

2. Finanzielle Auswirkungen

2.1 Zahlungen gesamt 2020 - 2024

2.1.1 Gesamteinzahlungen konsumtiv 0 €

2.1.2 Gesamtauszahlungen konsumtiv 150.000 €

2.1.3 Gesamteinzahlungen investiv 0 €

2.1.4 Gesamtauszahlungen investiv 0 €

2.2 konsumtiv Planjahr 2020

2.2.1 Einzahlungen 0 €

2.2.1.1 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 0 €

2.2.1.2 Sonstige Transfereinzahlungen 0 €

2.2.1.3 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 €

2.2.1.4 Privatrechtliche Leistungsentgelte 0 €

2.2.1.5 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 €

2.2.1.6 Sonstige Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 0 €

2.2.2 Auszahlungen 30.000 €

2.2.2.1 Personalauszahlungen 0 €

2.2.2.2 Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen

(ohne Arbeitsplatzkosten)

30.000 €

2.2.2.3 Arbeitsplatzkosten 0 €

2.2.2.4 Transferauszahlungen 0 €

2.2.2.5 Sonstige Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 0 €
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2.3 investiv Planjahr 2020

2.3.1 Einzahlungen 0 €

2.3.2 Auszahlungen 0 €

3. Erforderliche Stellenbemessung gem. Leitfaden ist erfolgt?   ja   nein

4. Geltend gemachter Bedarf 

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für das 
Planjahr

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für den 
Gesamtzeitraum

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

bereits für die Aufgabe 
eingesetzt

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

5. zusätzlicher Büroraumbedarf

5.1 Kann der geltend gemachte Stellenbedarf in den vorhandenen Bestandsflächen des Referats 
untergebracht werden?

 ja   nein  teilweise

5.2 Falls „nein“ / „teilweise“ ausgewählt wurde: Für wie viele der in Ziffer 3 gemeldeten VZÄ wird 
Büroflächenbedarf ausgelöst?

6. Refinanzierung 

6.1 des geltend gemachten Stellenbedarfs:

Art: Höhe in %:

6.2 des geltend gemachten Sachmittelbedarfs:

Art: Höhe in %:
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